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Vorwort 

Der Bundesstaat ist ein komplexes, kompliziertes und damit störungs-
anfälliges Staatsgebilde. Seine Funktionsfähigkeit und Effektivität  in 
der Spannungslage zwischen Gesamt- und Gliedstaaten sicherzustellen, 
bedarf  deshalb ständiger Bemühungen. Die Staatspraxis des Bundes und 
der Länder bedient sich zu diesem Zweck in steigendem Maße des Ab-
kommens als eines Mittels bundesstaatlicher Zusammenarbeit. Die zu-
nehmende Zahl, sachliche und funktionelle Bedeutung derartiger Ab-
kommen gebieten jedoch die Frage nach ihrer verfassungsrechtlichen 
Einordnung, die nicht schon mit dem Hinweis auf die praktisch-politische 
Reibungslosigkeit befriedigt ist. Die vorliegende Arbeit soll einen Bei-
trag zu ihrer Beantwortung leisten. 

Sie hat der Juristischen Fakultät der Ruprecht-Karl-Universität Hei-
delberg im Sommer 1966 als Dissertation vorgelegen. Für die Druck-
legung wurde sie überarbeitet; Literatur und Rechtsprechung sind bis 
Apr i l 1967 nachgetragen. 

Die Untersuchung wurde unter der fachlichen und persönlichen Für-
sorge meines verehrten Lehrers, Herrn Professor  Dr. Dr. Otto Gönnen-
wein, begonnen. Des vorzeitig und unerwartet Verstorbenen gedenke ich 
in tiefer Dankbarkeit. Dank schulde ich vor allem meinen verehrten 
Lehrern, Herrn Professor  Dr. Ernst Forsthoff,  der die Betreuung der 
Abhandlung trotz großer Arbeitsbelastung übernahm und sie mit Rat-
schlägen und steter Anteilnahme verfolgte und förderte,  sowie Herrn 
Professor  Dr. Dr. Ernst-Wolfgang Böckenförde, der mir neben der Tätig-
keit als Assistent die Zeit zur Fertigstellung beließ und als Korreferent 
zahlreiche fördernde  Hinweise und Anregungen gab. 

Nicht zuletzt gebührt mein Dank Herrn Ministerialrat a. D. Dr. Johan-
nes Broermann, der die Abhandlung mit großem Entgegenkommen in 
sein Verlagsprogramm aufnahm. 

Sandhausen, im Jul i 1967 

Rolf  Grawert 
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Einleitung 

Motive und Funktionen von Abkommen i m 
Verhältnis von Bund und Ländern 

1. Die Erscheinung des Vertrages im Bundesstaat 

Mit der Entscheidung des Grundgesetzes zugunsten eines Bundes-
staates, dessen wesentliche Strukturprinzipien die Garantie verfassungs-
rechtlicher Unantastbarkeit erhalten haben, ist für das Wesen des so um-
schriebenen Staatsgebildes nur ein Anknüpfungspunkt gegeben. Das 
angesprochene Staatsmodell kann eine nähere Charakterisierung erst aus 
der Betrachtung der konkreten historischen Situation und des Funktio-
nierens im einzelnen erfahren,  dessen Ablauf, im wesentlichen in der 
Verfassung selbst vorgezeichnet, nicht zuletzt aus der Staatspraxis er-
sichtlich wird. 

In diesem Rahmen ist die Erscheinung von Verwaltungsabkommen 
zwischen Bund und Ländern zu sehen. Im Laufe der achtzehn Jahre, in de-
nen das Grundgesetz das Verfassungsleben der Bundesrepublik Deutsch-
land bestimmt, hat der in der Verfassung expressis verbis nicht vor-
gesehene Vertrag im Verhältnis der Länder zueinander als auch zum 
Bund eine bedeutungsvolle Rolle erhalten. In einem Bundesstaat, dessen 
bündisch-vertragliche Grundlage einer dem Gesamtvolk zugeordneten 
Grundordnung gewichen ist, erscheint der Vertrag in verfassungsimma-
nenter Funktion. Ob er insoweit ein Fremdkörper in unserem Bundes-
staatssystem ist oder ein diesem adäquates Mittel, bedarf  eingehender 
Überlegung. 

2. Bundesstaatliche Aufgabenteilung und Aufgabenverschränkung 

Wie ein Überblick über die im Anhang zusammengestellten Abkommen 
zeigt, bedient sich die Bund-Länder-Praxis des Vertrages vorwiegend 
zur Regelung von Verwaltungsfragen.  Hinsichtlich der seit jeher als Do-
mäne der Ländereigenstaatlichkeit angesehenen Verwaltung und im Hin-
blick auf den Grundsatz von der Trennung der Verwaltungsräume mutet 
dieser Befund befremdlich an. 
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Das Grundgesetz geht, dem Schema herkömmlicher bundesstaatlicher 
Organisation folgend, von einer Aufteilung der Staatsfunktionen unter 
Bund (Gesamtstaat) und Länder (Gliedstaaten) aus. Es verbindet dabei 
den Bundesstaatsgedanken mit dem Gewaltenteilungsprinzip in der 
Weise, daß das Schwergewicht der Gesetzgebung beim Bund, das der 
Verwaltung bei den Ländern liegt. Die Justiz sei in diesem Rahmen we-
gen ihrer politischen Indifferenz  und ihres herkömmlicherweise unitari-
scheren Charakters aus der Betrachtung ausgeklammert. Die Erfüllung 
der staatlichen Aufgaben steht entweder dem Bund oder den Ländern zu, 
wobei die verfassungsrechtliche  Vermutung für letztere spricht (Art. 30 
GG). Eine „Gemengelage" von Verwaltungszuständigkeiten erscheint da-
nach systemwidrig. 

Eine haarscharfe  Trennung setzt freilich die Möglichkeit einer eindeu-
tigen Zuordnung voraus, die sich vielfach als äußerst schwierig erweist1. 
Der in die Diskussion eingebrachte Begriff  der „Gemeinschaftsaufgabe" 
beweist das, wie immer man ihn auch fassen mag2. Zwar bezieht sich 
nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 3 Art . 30 GG auf 
die gesetzesakzessorische und gesetzesfreie Verwaltung, zwar soll die Ge-
setzgebungskompetenz des Bundes zugleich die äußerste Grenze seiner 
Verwaltungskompetenz sein, doch sind die Schwierigkeiten einer Grenz-
ziehung damit nicht behoben. Enthält das Grundgesetz für eine Verwal-
tungsmaterie keinen speziellen Titel, so hat die Auslegung oft zwischen 
einer die Zuständigkeit des Bundes fordernden  Sachlogik und der Ver-
mutung des Art . 30 GG zu entscheiden. Es gibt zahlreiche Aufgaben, die 
formalrechtlich  in die Kompetenz der Länder fallen, ihrem Wesen nach 
jedoch nach bundeseinheitlichen Regelungen verlangen; es gibt Aufga-
benkomplexe, von denen ein Teil in die Zuständigkeit des Bundes, ein 
anderer in die der Länder fällt, deren Sachzusammenhang differenzierte 
Lösungen aber nicht zuläßt; es gibt schließlich für die Bundes- und Lan-
desverwaltung parallele Sachprobleme, deren Logik auf gleichartige Lö-
sungen weist. Die hierdurch entstehenden Schwierigkeiten haben zum 
Teil ihre verfassungsrechtliche  Ursache in der Tatsache, daß das Grund-
gesetz die Verteilung der Verwaltungsaufgaben nicht prinzipiell an der 
Notwendigkeit einheitlicher Gestaltung ausgerichtet oder eine solche Not-
wendigkeit nicht richtig vorausgesehen hat. Dem Art . 30 GG steht keine 
allgemeine Kompetenznorm zugunsten des Bundes etwa im Sinne des 
Art . 72 Abs. 2 GG — der nur die Voraussetzungen einer Bundesgesetz-
gebungskompetenz normiert — gegenüber. 

1 Röttgen,  JöR N. F. 11, S. 199. 
2 Vgl. die weite Auslegung von Kölble  u. Klein  in : „Gemeinschaftsaufgaben 

zwischen Bund, Ländern und Gemeinden", S. 17 f., u. 125 f., einerseits und die 
engere von Becker,  ebd., Vorwort , S. 6, u. Röttgen,  JöR N. F. 11, S. 304 f. 

3 BVerfGE  12, S. 205 ff.  (229, 246 ff.).  Ebenso BVerwGE  13, S. 271 ff.  (273). 
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3. Politischer Föderalismus und gesellschaftlicher Unitarismus 

Der Antrieb für den zunehmenden Drang zur „ H a r m o n i s i e r u n g " 4 , für 
Abstimmung und Entschärfung von Reibungen liegt in der häufig be-
schworenen Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse des im industriellen 
Zeitalter lebenden Menschen und in der nivellierenden Gleichheit seiner 
Bedürfnisse und damit auch seiner Forderungen und Erwartungen an den 
Staat. 

Die größere Bevölkerungsmobilität und die unitarisierende Wirkung 
der technischen Errungenschaften  üben ihren Einfluß auch auf das prak-
tische Funktionieren eines Bundesstaates aus. Diesem gesellschaftlichen 
Unitarismus muß, wie als erster wohl Heckel5 erkannte, ein politischer 
Föderalismus widersprechen, der auf der Besonderheit und Verschieden-
heit der einzelnen Glieder aufbaut. 

Diese Entwicklung wi rd auch von Seiten der Länder nicht bestritten6. 
Al le in die Tätigkeit der Kultusministerkonferenz  w i rk t — mit Ausnahme 
konfessioneller Fragen — unitarisierend über landsmannschaftliche und 
regionale Besonderheiten hinweg. 

Bereits im Jahre 1907 konnte Triepel 7 feststellen, daß die wegen der 
Kompetenzregelung durch Gesetz nicht mögliche, sachlich aber notwen-
dige Vereinheitlichung von Rechts- und Verwaltungsgrundsätzen auf 
dem föderativen Umweg über Vereinbarungen der Länder untereinander 
oder mit dem Reich von beiden Seiten erstrebt und auf diese Weise ein 
Unitarismus erreicht wurde. Fünfundfünfzig  Jahre später gab nicht zu-
letzt der Tatbestand der weitgehenden Selbstkoordinierung von Bund 
und Ländern den Anlaß zu der Formulierung vom „unitarischen Bun-
desstaat"8. 

4. Aufgabenverantwortung und Finanzkraft 

Ein zweiter Grund rückt Länderaufgaben aus ihrer partikularisti-
schen Besonderung heraus. Die Komplexheit der Lebensverhältnisse und 
die sachliche Verflochtenheit  der Aufgabenkreise verlangen nach um-
fassenden Regelungen, deren Kosten oft die Finanzkraft  des einzelnen 

4 Ausdruck von Hans Schneider,  VVDStRL 19, S. 20, statt der mißdeutigen 
„Vereinheit l ichung". 

5 AÖR N. F. 12, S. 424. 
β Vgl. ζ. B. NRW Ku l tM in . Luchtenberg,  StenBer. der 67. Stzg. des NRW L T 

am 6. 11.1957 (S. 2245); ferner  Altmeier,  S. 21. 
7 Unitarismus, S. 72 ff. 
8 Konrad Hesse, Der unitarische Bundesstaat, Karlsruhe 1962, pass., bes. 

S. 19. 


